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Zum Internationalen Tag der 
Menschenrechte 

Anne-Marie Rey , ex-Präsidentin Schweiz. Vereinigung für 
Straflosigkeit des Schwangerschaftsabbruchs SVSS

Abtreibung – ein 
Menschenrecht ?
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Abtreibung – ein Menschenrecht ?

Meine Antwort kurz vorweg: JEIN

Weil: „ Abtreibung “ = Konnotation heimlich, illegal, 
Pfuscherei, Gesundheitsrisiko

Nein, darauf wollen wir kein Recht.

Aber: Ja, Frauen haben ein Recht auf Zugang zum 
legalen, fachgerecht durchgeführten, 
risikoarmen Schwangerschaftsabbruch

Warum ? 

Meine Antwort gleich vorweg:  JEIN

Das Wort „Abtreibung“ hat irgendwie einen Beigeschmack 
von heimlich, illegal, im Hinterzimmer, mit gefährl ichen 
Pfuschermethoden.

DARAUF wollen wir kein Recht.

ABER: Frauen haben ein Recht auf Zugang zum legalen , 
fachgerecht durchgeführten, risikoarmen 
Schwangerschaftsabbruch

WARUM ist das ein Recht ?
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Situation weltweit

Die WHO schätzt für das Jahr 2008:

44 Mio Abtreibungen / Schwangerschaftsabbrüche 
weltweit.

� Davon 86% in Entwicklungsländern.

22 Mio sind „unsichere“ Abtreibungen, grösstenteils 
illegale, die meisten davon in Entwicklungs-
ländern mit restriktiven Gesetzen.

� 8 Mio Frauen erleiden Komplikationen, die 
ärztlicher Behandlung bedürfen.

� 47‘000 Frauen sterben an den Folgen.

Die WHO schätzt für das Jahr 2008:
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Situation weltweit  (2)

Nur bei Lebensgefahr

Bei gesundheitlichem Risiko

Sozio-ökonomische Gründe

Auf Antrag der Frau

Diese Grafik bietet einen Überblick über die 
Gesetzgebung zum Schwangerschaftsabbruch. Es ist 
augenfällig, dass es vor allem die Industrieländer des 
Nordens und des Westens sind, die den SA auf Antrag  
der Frau zulassen, meist innerhalb einer bestimmten 
Frist (die grün gefärbten Länder ).

In diesen Ländern kann der Eingriff fachgerecht und  
risikoarm durchgeführt werden.

In Lateinamerika und Afrika sowie einigen Ländern 
Asiens hingegen ist Abtreibung oft nur bei drohender 
Lebensgefahr für die Schwangere (rot gefärbte Länder) 
oder bei einer strikten gesundheitlichen Indikation
(orange) legal.

Entsprechend hoch ist in diesen Ländern die 
Sterblichkeit infolge illegaler Abtreibungen . 
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Todesfälle und Komplikationen durch 
Abtreibung sind vermeidbar

1. Familienplanung  / Prävention
��� � weniger ungewollte Schwangerschaften.

215 Mio Frauen weltweit möchten keine Kinder (mehr) , 
verwenden aber keine wirksame Verhütung (WHO).

2. Liberale Abtreibungsgesetze / guter Zugang
��� � keine Pfuscherabtreibungen mehr.

Wo Schwangerschaftsabbruch legal, unter guten medi-
zinischen Bedingungen zugänglich ist, beträgt die St erb-
lichkeitsrate 0 (Schweiz) bis 0,6/100‘000 Abbrüche ( USA).

In restriktiven Ländern (illegale Abtreibung): Ster blichkeit 
ÆÆÆÆ220/100‘000 Abtreibungen (Afrika: 460/100‘000).

Diese Todesfälle und Komplikationen sind weitgehend  vermeidbar .

1. Durch Familienplanung  / Prävention
��� � es kommt zu weniger ungewollten Schwangerschaften.

WHO schätzt, dass weltweit 215 Mio Frauen keine Kinde r (mehr) 
möchten, aber keine wirksame Verhütung anwenden. Es  besteht 
also ein sogen. unmet need , eine ungedeckte Nachfrage nach 
Familienplanung : Frauen haben keine oder Fehlinfor mationen oder
schlicht keinen Zugang zu Verhütung, es gibt gesell schaftliche 
Barrieren. Sexualerziehung ist inexistent.

2. Durch Liberale Abtreibungsgesetze / guten Zugang  zu SA
��� � keine Pfuscherabtreibungen mehr.

Wo Schwangerschaftsabbruch legal, unter guten mediz inischen 
Bedingungen zugänglich ist, beträgt die Sterblichkeitsrate 0 
(Schweiz) bis 0,6/100‘000 Abbrüche (USA).

In restriktiven Ländern (viele illegale Abtreibungen): Sterblichkeit 
ÆÆÆÆ220/100‘000 Abtreibungen (Afrika: 460/100‘000).

Sterblichkeit in Afrika 800 mal höher als in den USA
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Abtreibung hat sehr wohl etwas mit 
Menschenrechten zu tun

Es geht um grundlegende Menschenrechte:

� Das Recht auf Leben von Frauen.

� Um ihr Recht auf Gesundheit.

� Viele weitere Grundrechte stehen ebenfalls 
auf dem Spiel.

� Dies alles steht in Zusammenhang mit den 
reproduktiven Rechten.

Es geht also sehr wohl um grundlegende Menschenrech te:

� Das Recht auf Leben von Frauen.

� Um ihr Recht auf Gesundheit.

� Um viele weitere Grundrechte die ebenfalls tangiert  
sind.

� Es geht um die reproduktiven Rechte.
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Diese reproduktiven Rechte haben zu tun mit

• dem Recht auf Leben

• dem Recht auf grösstmögliche körperliche und psychi sche 
Gesundheit

• dem Recht auf psychische und körperliche Integrität

• dem Recht auf Information und Erziehung

• dem Recht auf persönliche Freiheit, auf 
Fortpflanzungsfreiheit

• mit der Menschenwürde

• mit der Glaubens- und Gewissensfreiheit, moralischer  
Autonomie:

� denn SA ist eng verknüpft mit weltanschaulichen und  
religiösen Überzeugungen
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1968 UNO-Konferenz über Menschenrechte in Teheran:

„Frauen und Paare haben das grundlegende Recht, fre i 
und in eigener Verantwortung über Zahl und Zeitpunk t 
der Geburt von Kindern zu entscheiden“. 

��� � Seither in praktisch allen einschlägigen UNO-
Dokumenten erwähnt. 

1979 verbindlich in Art. 16 der Frauenrechtskonvent ion.

1995 Aktionsplattform der Frauenkonferenz Peking:
Staaten sollen die Voraussetzungen schaffen, damit 
Frauen ihre reproduktiven Rechte wahrnehmen und frei  
von Zwang Entscheidungen in bezug auf die Fortpflan-
zung treffen können.

UNO: Recht auf Selbstentscheid

Fortpflanzungsfreiheit wurde erstmals in der Prokla mation von 
Teheran , anlässlich der UNO-Menschenrechts-Konferenz von 1 968
als Grundrecht anerkannt. Dort heisst es:

„Frauen und Paare haben das grundlegende Recht, fre i 
und in eigener Verantwortung über Zahl und Zeitpunk t 
der Geburt von Kindern zu entscheiden“. 

��� � Seither wird dieses Recht in praktisch allen 
einschlägigen UNO-Dokumenten erwähnt. 

1979 wurde es verbindlich in Art. 16 der
UNO-Frauenrechtskonvention verbrieft.

1995 wurden zudem die Staaten in der Aktionsplattfo rm der
Frauenkonferenz von Peking aufgefordert:
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CEDAW 1999 : Staaten sollen Abtreibungsgesetze ändern,
um Strafbestimmungen für Frauen zu beseitigen.

2011 : Staaten sollen Abtreibungsgesetze liberalisieren, 
alle Frauen sollen, unabhängig vom Einkommen, Zugan g 
zu Frauengesundheitsdiensten haben . 

Menschenrechtsrat 2011: Staaten müssen Hürden für den 
Zugang zum Schwangerschaftsabbruch eliminieren.

UNO-Sonderberichterstatter für das Recht auf Gesundhe it : 
Abtreibungsverbote verletzen das Recht auf Gesundhe it, 
Würde und Autonomie. Der legale und sichere Schwan-
gerschaftsabbruch muss für alle zugänglich sein. Daz u 
gehört die Sicherstellung der Finanzierung.

UNO-Gremien rügen Staaten

Verschiedene UNO-Gremien haben immer wieder Staaten  gerügt und gefordert, 
sie sollten ihre Verpflichtungen wahrnehmen und Abt reibungsgesetze 
liberalisieren .

CEDAW = Ausschuss für die Beseitigung der Diskriminierung der Frau hat 1999 in 
einer Grundsatzerklärung (Nr. 24) festgehalten: Staaten sollten in ihren Ges etzen
Strafbestimmungen für Frauen wegen SA beseitigen .

2011 hat CEDAW erneut, in einem Entscheid über eine  Beschwerde aus Peru,
(einem 13-jährigen Mädchen wurde der SA verweigert)  gefordert: 

Staaten sollen Abtreibungsgesetze liberalisieren, a lle Frauen sollen, 
unabhängig vom Einkommen, Zugang zu Frauengesundhei tsdiensten haben . 

In seinem Bericht an den Menschenrechtsrat fordert d er UNO-Hochkommissar für 
Menschenrechte 2011, Staaten sollten die Hürden für den Zugang zum  SA 
eliminieren .

Und ganz konkret wird der vom Menschenrechtsrat ein gesetzte 
Sonderberichterstatter für das Recht auf Gesundheit , Anand Grover, in seinem 
Bericht an die UNO-Vollversammlung 2011:

Abtreibungsverbote verletzen das Recht auf Gesundhe it, Würde und 
Autonomie . Der legale und sichere SA muss für alle zugänglic h sein. Dazu 
gehört die Sicherstellung der Finanzierung .
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Situation in der Schweiz - Rückblick

1942 StGB tritt in Kraft
Schwangerschaftsabbruch straflos bei „grosser Gefah r 
dauernden, schweren Schadens an der Gesundheit“. 
Ein Gutachter entscheidet.

��� � Kantonale Unterschiede, willkürliche Praxis 
� Abtreibungstourismus
� geschätzte 30-80‘000 illegale Abtreibungen/Jahr

Ende 60er, Anfang 70er Jahre
��� � Geschätzte mind. 20‘000 illegale Abtreibungen/Jahr

� mind. 3 bis 4 Todesfälle pro Jahr
� jährlich rund 100 Frauen verurteilt, Zufallsjustiz

Und nun zur Schweiz:

1942 trat das Schweiz. StGB in Kraft. Vorher hatte jeder 
Kanton sein eigenes Strafgesetz.

§ 120 StGB sah den straflosen SA vor, wenn für die 
Schwangere eine „grosse Gefahr dauernden schweren 
Schadens an der Gesundheit“ vorlag = unpräziser Beg riff.

Ein vom Kanton bezeichneter Gutachter hatte zu entscheiden, 
ob das zutraf.

��� � Unterschiedliche Interpretation , kantonale
Unterschiede, Willkür. 

� Abtreibungstourismus, illegale Abtreibungen
(Schätzung 40er / 50er Jahre : 30-80‘000/Jahr). 

Bis weit in die 1970er Jahre war die Situation ähnlich wie 
heute noch in vielen Entwicklungsländern: Todesfäll e, 
Verurteilungen, Zufallsjustiz:

illegale Abtreibungen gingen zwar nach Einführung de r  
Verhütungspille zurück, aber sie wurden immer noch auf 
mind. 20‘000 /Jahr geschätzt

� mind. 3 bis 4 Todesfälle pro Jahr
� jährlich rund 100 Frauen verurteilt
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Situation in der Schweiz – Rückblick (2)

Abtreibungstourismus 
in liberale Kantone 
um 1970

Diese Grafik veranschaulicht die Wanderwege von 
Frauen, die eine Schwangerschaft abbrechen wollten:

Von den restriktiven Kantonen in die einigermassen 
liberalen Kantone BE, VD, NE, GE, ZH, BS

Frauen reisten aber auch nach Italien für illegale 
Abtreibungen, später, ab 1968 als die Gesetze dort 
liberalisiert wurden nach GB, und in den 70er Jahre n 
nach NL.
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Situation in der Schweiz – Rückblick (3)

1970 / 71 erschütterten diverse Gerichtsfälle die 
Öffentlichkeit. Insbesondere 3 Fälle in Neuenburg, wo 
„Engelmacher“ verurteilt und Ärzte wegen heimlichen  
Abtreibungen angeklagt wurden. 

Auch im Kt. BE kam es zu einem spektakulären Verfah ren 
gegen einen gewerbsmässigen illegalen Abtreiber, be i dem 
eine Frau ums Leben kam.
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Situation in der Schweiz – Chronologie

1971 Lancierung Initiative für straflosen Schwanger-
schaftsabbruch

1975 Initiative für eine Fristenregelung lanciert 
(1. Initiative zurückgezogen)

1977 Fristenregelung vom Volk: mit 51,7% abgelehnt

1978 Gegenentwurf (soziale Indikation) mit 69% abgelehnt

1981 Schwangerschaftsabbruch wird Pflichtleistung der KK

1985 „Recht auf Leben“ mit 69% Nein-Stimmen verworfen

Diese Skandale lösten die Lancierung der Initiative  für straflosen 
Schwangerschaftsabbruch aus. Sie verlangte die Stre ichung der 
Abtreibungsparagraphen aus dem StGB.

Es zeigte sich aber, dass diese radikale Forderung politisch 
chancenlos war. Daher wurde 1975 eine zweite Initia tive für die 
Fristenregelung lanciert – die 1. Initiative wurde z urückgezogen.

Die Fristenregelung kam 1977 vors Volk und wurde re lativ knapp, 
mit 51.7% der Stimmen abgelehnt – allerdings wurde d as 
Ständemehr deutlich verfehlt (nur 7/22 Kantonen sti mmten zu).

1978 wurde über einen Gegenvorschlag des Parlamente s abge-
stimmt, eine Regelung mit sozialer Indikation. Sie wurde mit fast 
70% nein abgelehnt – weil sie von beiden Seiten bekä mpft wurde.

1981 beschloss das Parlament eine KVG-Änderung : 
Zahlungspflicht für SA festgeschrieben.

1985 lehnte das Volk mit 69% Nein-Stimmen eine Init iative der 
Abtreibungsgegner ab: „Recht auf Leben“, die ein To talverbot der
Abtreibung forderte.
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Situation in der Schweiz – Chronologie (2)

April 1993 Parlamentarische Initiative Barbara Haering

Juni 1998 SHMK lanciert Initiative „Für Mutter und 
Kind“ (Abtreibungsverbot)

Nov. 1999 Mifegyne in der Schweiz zugelassen

März 2001 Fristenregelung vom Parlament angenommen
� Referendum

Juni 2002 Fristenregelung mit 72,2% angenommen
„Für Mutter und Kind“ mit 81,7% abgelehnt

1993 reichte schliesslich NR Barbara Haering (SP) e ine 
Parlamentarische Initiative für eine Fristenregelun g ein.

Noch bevor sie im Parlament debattiert wurde, lanci erte der Verein 
SHMK die Initiative „für Mutter und Kind“ – die wied erum ein 
Totalverbot der Abtreibung verlangte.

Schliesslich wurde 1999 die sogen. Abtreibungspille  Mifegyne für 
den medikamentösen SA in der Schweiz zugelassen – au ch dies 
nach einem 10-jährigen politischen Gerangel.

Endlich, 2001 gelang der Durchbruch: Das Parlament 
verabschiedete die Fristenregelung – worauf erwartun gsgemäss 
das Referendum ergriffen wurde. Einerseits von den 
Abtreibungsgegnern, andrerseits von der CVP, welche  im 
Parlament nicht durchgedrungen war mit ihrer Forder ung nach 
einer obligatorischen Beratung bei einer staatlich anerkannten 
Stelle und einer gesetzlichen Bedenkzeit, vor dem S A.

Mit fast 72% Ja-Stimmen wurde die Fristenregelung a m 2. Juni 
2002 vom Volk angenommen, was alle Erwartungen über traf. – Die 
Initiative der Abtreibungsgegner wurde mit 82% abge schmettert.
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Situation in der Schweiz – Rückblick (4)

Jahrzehntelange öffentliche Debatten 

��� � allmähliche Liberalisierung der Praxis in den 
Kantonen und Meinungswandel.

Diese jahrzehntelangen öffentlichen Debatten hatten  zu einer 
allmählichen Liberalisierung der Praxis des SA und zu einem 
Meinungswandel geführt.

Die Grafik zeigt links die Situation um 1970, als n ur in 6 
Kantonen das Gesetz einigermassen liberal gehandhab t wurde. 
In etlichen Kantonen hingegen (schwarz) wurden prak tisch 
keine legalen SA vorgenommen.

Im Jahr 2000 – also VOR der Abstimmung über die 
Fristenregelung – gab es nur mehr ganz wenige schwar ze 
Flecken auf der Landkarte.
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Fristenregelung in Kraft seit 1. Okt. 2002

Der Abbruch einer Schwangerschaft ist straflos:

� in den ersten 12 Wochen auf Antrag der Frau.
� Selbstentscheidungsrecht anerkannt.

� nach 12 Wochen, wenn eine Gefahr für die körperliche  
oder seelische Gesundheit der Frau besteht.

UND: 
� Die obligatorische Krankenversicherung muss die 

Kosten für den Eingriff übernehmen.

� Das war integrierender Bestandteil der 
Abstimmungsvorlage vom 2.6.2002.

Seit 1. Oktober 2002 ist die Fristenregelung in Kra ft:

Der Abbruch einer Schwangerschaft ist straflos:

� in den ersten 12 Wochen auf Antrag der Frau .

� Selbstentscheidungsrecht anerkannt.

� nach 12 Wochen ist der SA zulässig, wenn eine
Gefahr für die körperliche oder seelische 
Gesundheit der Frau besteht. Gefahr muss umso 
grösser sein, je weiter die Schwangerschaft 
fortgeschritten ist.

UND: 
� Die obligatorische Krankenversicherung muss 

die Kosten für den Eingriff übernehmen. 

� Das war integrierender Bestandteil der 
Abstimmungsvorlage vom 2. Juni 2002.
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Frist 
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Abortrate im internationalen Vergleich (2010/12, USA 20 08, Russ Föd. 2009) 
auf 1000 15-44-jährige Frauen

Die Schweiz hat eine der niedrigsten 
Abortraten weltweit

Mit  6.7 Schwangerschaftsabbrüchen auf 1‘000 Frauen im 
Alter von 15-44 Jahren (2012) hat die Schweiz eine der 
niedrigsten Abortraten weltweit.

Zum Vergleich : 

NL 8,7 / 1000 Frauen

Frankreich 17,5

Schweden 20,8 / 1000
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Volksinitiative : “Abtreibungsfinanzierung 
ist Privatsache“

Die Initiative fordert einen neuen Artikel in der 
Bundesverfassung :

Art. 117 Kranken- und Unfallversicherung

Abs. 3 (neu)

Unter Vorbehalt von seltenen Ausnahmen seitens der 
Mutter sind Schwangerschaftsabbruch und Mehrlings-
reduktion im Obligatorium nicht eingeschlossen .

��� � Abstimmung vom 9. Februar 2014

Ausgerechnet jetzt kommen die Abtreibungsgegner mit  
einer neuen Initiative, die die Errungenschaften de r 
Fristenregelung in Frage stellt.

Die Initiative „Abtreibungsfinanzierung ist Privats ache“ 
fordert einen neuen Artikel in der Bundesverfassung :

Sie verlangt eine Änderung des Kranken- und 
Unfallversicherungsgesetzes. Nämlich:

Unter Vorbehalt von seltenen Ausnahmen seitens der 
Mutter sind Schwangerschaftsabbruch und Mehrlings-
reduktion im Obligatorium nicht eingeschlossen.

Man beachte das Wort „Mutter“ – womit eine 
schwangere Frau gemeint ist, die eben gerade nicht
Mutter zu werden wünscht.

Die Initiative kommt am 9. Februar 2014 zur Abstimmung
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Die Forderung ist nicht neu
1981 Parlament beschliesst Leistungspflicht der KK

1989 Gründung der pseudo-Krankenkasse Pro Life

1993 KVG-Revision: Antrag NR Zwygart (EVP / Pro Life) fü r 
Streichung der Leistungspflicht abgelehnt

��� � Abtreibungsgegner bekämpfen neues KVG

1994 KVG vom Volk angenommen
��� � Krankenversicherung wird obligatorisch

1998 Fristenregelungs-Debatte: Antrag NR Föhn für Streic hung 
der Leistungspflicht 104 : 37 abgelehnt

2002 Nach Abstimmungsniederlage kündigt SHMK Initiative an

2009 Motion Föhn verlangt Streichung der Leistungspflich t

2010 Lancierung der Initiative

Die Forderung ist nicht neu:

1981 hat Parlament Leistungspflicht der KK bei SA be schlossen. 

1989 wurde von Abtreibungsgegnern die pseudo-Kranken kasse Pro Life 
gegründet. Mitglieder müssen sich verpflichten, kei nen SA vornehmen zu 
lassen – und erhalten dann über eine Kollektivversic herung bei einer KK 
Vergünstigungen auf Zusatzversicherungen (nicht in Grundversicherung!)

1993 anlässlich der KVG-Revision beantragte NR Zwygar t (EVP / Pro Life) die 
Streichung der Leistungspflicht 

��� � weil der Antrag abgelehnt wurde, ergriffen die Abtr eibungsgegner
das Referendum gegen das neue KVG

1994 KVG vom Volk angenommen

��� � Krankenversicherung wird für alle obligatorisch

1998 Anlässlich der Fristenregelungs-Debatte wurde e in Antrag NR Föhn für 
Streichung der Leistungspflicht mit 104 : 37 abgele hnt.

2002 Gleich nach ihrer Abstimmungsniederlage kündigt e die SHMK eine 
Initiative mit dieser Forderung an.

2009 verlangte Föhn erneut mit einer Motion die Stre ichung der Leistungspflicht

2010 noch vor der Ablehnung seiner Motion im NR, lan cierte er mit seinen 
GesinnungsfreundInnen die Initiative.
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Wer steckt hinter der Initiative?

Federführend : Verein Mamma (ex-SHMK), mind. 3 Mitgli eder 
des Vereins im Initiativkomitee 

11 SVP u.a. SR Föhn, die NR Bortoluzzi, Estermann, 
Flückiger, Freysinger, Geissbühler, ex-NR Baettig

7 CVP u.a. NR Büchler, die ex-NR Bader, Nussbaumer ( Ja 
zum Leben), Segmüller

3 EVP NR Streiff, ex-NR Donzé, Kasteler-Budde

3 EDU D. Beutler (AGEA), die ex-NR Brönnimann u. Wäf ler

2 FDP die ex-NR Messmer und Engelberger

Dominik Müggler, Präs. Mamma / SHMK

Federführend bei der Initiative ist der Verein Mamm a – bzw. 
SHMK – und mindestens 3 Mitglieder des Vereins sitze n im 
Initiativkomitee.

SHMK  =  die Organisation, die 1998 die Initiative gleichen 
Namens für ein Totalverbot der Abtreibung lanciert hat. Sie 
hat sich später in Verein Mamma umbenannt.

SHMK besteht weiter als Stiftung. Sie leistet Hilfe  an 
Schwangere in Not und betreibt die Babyklappen.

Unter den Mitgliedern des Initiativkomitees gehören
11 der SVP
7 der CVP 
3 der EVP 
3 der EDU  und
2 der FDP  an

Ausserdem Dominik Müggler, der in Personalunion sow ohl 
den Verein Mamma wie die SHMK präsidiert.
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Die anti-Abtreibungsplayers

Ja zum 
Leben

Mamma.ch

Versuch einer grafischen 
Darstellung der vielen 
Verlinkungen

Pro Life

HLI

SEA

Piusbrüder

Weisses 
Kreuz

Vineyard

Pro 
Ecclesia

Zukunft 
Schweiz Christians 

for Truth

Ja zum 
Kind

Jugend 
und Familie

Es ist offensichtlich, dass die Initiative vorwiege nd von 
evangelikalen und konservativ-katholischen Kreisen 
unterstützt wird. 

Abgesehen von einer Mehrheit des SVP-Zentral-
vorstandes und einer 2/3-Mehrheit der EVP Delegierte n, 
welche die Ja-Parole beschlossen haben, die viellei cht 
nur teilweise diesen Kreisen zuzurechnen sind.

Bei den christlich-konservativen Gruppierungen ist 
ziemlich unübersichtlich, welche Organisationen sic h 
untereinander mit wie vielen Personalunionen – auch 
mehrfach – überschneiden.

z.B....
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Nein zum Angriff auf die Fristenregelung !

� Die Initiative ist ein Angriff auf die Errungenschaf ten der 
Fristenregelung. 

� Sie erschwert den Zugang zum Schwangerschaftsabbruch .

� Sie diskriminiert die Frauen, indem sie die Männer aus der 
finanziellen Mitverantwortung entlässt.

� Sie untergräbt das Solidaritätsprinzip der Grundver -
sicherung.

� Sie senkt weder Gesundheitskosten noch Abtreibungs-
zahlen, sondern zielt auf die Stigmatisierung des le galen 
Schwangerschaftsabbruchs.

Unter dem Namen „Nein zum Angriff auf die Fristenre gelung “ hat 
sich eine breite Koalition von Parteien, Fach- und 
Frauenorganisationen gegen diese Initiative formier t. Denn um das 
geht es in Wirklichkeit:

Um einen Angriff auf die Errungenschaften der Friste nregelung . 

Die Initiative

� erschwert den Zugang zum Schwangerschaftsabbruch.

� diskriminiert die Frauen, indem sie die Männer aus der 
finanziellen Mitverantwortung entlässt.

� untergräbt das Solidaritätsprinzip der Grundversich erung.

� Entgegen den Behauptungen der InitiantInnen senkt si e weder 
Gesundheitskosten noch Abtreibungszahlen: die Koste n für SA 
machen maximal vernachlässigbare 0,03% der Krankenk assen-
Kosten aus. Nicht einmal 1 Franken pro Jahr pro ver sicherte 
Person.

� Die Initiative zielt auf die Stigmatisierung des le galen 
Schwangerschaftsabbruchs.
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Folgen bei Annahme der Initiative

� Sie trifft nur sozial benachteiligte Frauen. Fixe K ranken-
kassentarife fallen weg:

� Wucherpreise ?
� Frauen müssen sich Geld irgendwie beschaffen
� Eingriffe finden später statt, höheres Risiko
� Verzweiflungstaten

� Es kommt wieder zu illegalen Abtreibungen
� Komplikationen. Todesfälle ?

� Vereinzelt: Geburt ungewollter Kinder
� Psychische und soziale Probleme, soziale Kosten

Die Folgen einer Annahme der Initiative wären gravi erend :

� Sie trifft vor allem sozial benachteiligte Frauen. Fixe 
Krankenkassentarife fielen weg:

� Wucherpreise ? Wie vor 1981.

� Frauen müssten Schulden machen, sich Geld 
irgendwie beschaffen, vom knappen Familienbudget 
absparen, sich prostituieren, stehlen...

� Eingriffe fänden später statt, mit höherem Risiko

� Verzweiflungstaten bis hin zu Suizid.

� Es käme wieder zu illegalen Abtreibungen (z.B. mit 
dubiosen Pillen aus dem Internet, oder gar – wie frü her, 
mit Stricknadeln oder Seifenlauge)

� Komplikationen. Gar vereinzelt Todesfälle ?

� Einige Frauen würden wohl oder übel ungewollte Kind er 
zur Welt bringen:

� Psychische und soziale Probleme, soziale Kosten
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Unethisch, frauenverachtend, verlogen

Gefährlich, unethisch
� Gefährdung der Gesundheit von Frauen
� Entsolidarisierung in der Krankenversicherung. What  

next ?

Ungerecht, frauenverachtend
� Diskriminierend: Frau/Mann, reich/arm
� Disziplinierung und Stigmatisierung von Frauen, die  

ihre „normale“ Rolle ablehnen.

Verlogen
� schiebt Sorge um steigende Gesundheitskosten vor,
� in Wirklichkeit ideologische Zwängerei, wollen ihre  

Moral allen aufdrängen, Angriff auf errungene Recht e.

Wie bereits erwähnt, gefährdet die Initiative die G esundheit von Frauen, indem 
der Eingriff verzögert oder in die Illegalität getr ieben wird.

Sie ist ein Angriff auf den Solidaritätsgedanken in  der Krankenversicherung. Es 
geht nicht an, aus weltanschaulichen Gründen andern  Menschen 
Versicherungsleistungen zu verweigern. 

� Als nächstes könnten Organtransplantationen aus dem  Leistungs-
katalog gestrichen werden, oder Bluttransfusionen. D enn auch dazu gibt 
es Opposition aus religiösen und weltanschaulichen Gründen. 

� Oder – mit dem Argument von angeblichem Selbstversch ulden – die 
Behandlung von Geschlechtskrankheiten, Raucherkrank heiten, Folgen 
von Übergewicht, Unfällen usw. 

Die Initiative ist doppelt diskriminierend: 
• nur Frauen sollen selber zahlen. Nur eine frauenspe zifische Behandlung 

wird gestrichen, obwohl Mann und Frau gleiche Prämi en zahlen.
• Für begüterte Frauen entstünde kaum ein Problem, wo hl aber für 

Mittellose, Arbeitslose, Jugendliche, Migrantinnen. ..

Gemäss vielen Äusserungen hegen die InitiantInnen ei n frauenverachtendes
Frauenbild: Frauen, die ungewollt schwanger werden,  sind verantwortungslose, 
hirnlose Wesen, die sich „liederlichem Sex hingeben “, Schlampen.

Nach ihrer Ideologie sind Frauen zum Kinder produzi eren da. Wenn sie sich 
dieser Rolle verweigern, sollen sie diszipliniert, bestraft werden.

Ziel ist die Tabuisierung und Stigmatisierung des S chwangerschaftsabbruchs 
als etwas “Verwerfliches”, Schuldzuweisung an die b etroffenen Frauen. Es ist 
der Versuch, ihre Moral allgemeinverbindlich zu erk lären, Frauen wenn möglich 
zum Gebären zu zwingen.
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Die Verweigerung des Rechts auf Selbstentscheid ist  eine 
Verletzung von Artikel 4 der Menschenrechtserklärun g und der 

EMRK (Verbot der Leibeigenschaft)

Damit wären wir dann wieder bei den Menschenrechten :

Es geht um das Recht auf Selbstentscheid in der Frage der 
Fortpflanzung. Die Verweigerung dieses Rechts ist n ach 
meinem Empfinden eine Verletzung des Verbots der 
Leibeigenschaft . Gebärzwang bedeutet Leibeigenschaft.

Der Zugang für ALLE Frauen zum legalen, fachgerecht 
durchgeführten Schwangerschaftsabbruch ist, wie ich zu 
Beginn ausgeführt habe, ein grundlegendes Menschenr echt.

Wer Schwangerschaftsabbruch verbieten oder über die  
Hintertür der Finanzen für einen Teil der Frauen – n ämlich die 
ohnehin gesellschaftlich benachteiligten – verunmögl ichen 
will, verletzt grundlegende Menschenrechte.

DAHER ��� �
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NEIN zum Angriff christlich-fundamentalistischer
Abtreibungsgegner auf den Zugang zum legalen 

Schwangerschaftsabbruch

Daher: am 9. Februar 2014 :

Ich bedanke mich bei der Freidenker-Vereinigung 
Sektion Bern für die Möglichkeit, hier meine Gedank en 
zur Entscheidungsfreiheit beim 
Schwangerschaftsabbruch als grundlegendes 
Menschenrecht darzulegen.

Gerne beantworte ich Fragen und stelle mich der 
Diskussion.


